
Nachschlagewerk: ja 
BGrHS : nein

KO § 15; BGB § 242 Cd

a) Läßt sich eine Bank nach Konkurseröffnung von einem 
anderen Konkursgläubiger eine bis dahin ungesicherte 
Korderung gegen den Gemeinschuldner ab treten, die 
nach der zwischen der Bank und dem Gemeinschuldner 
bestehenden Sicherungsabrede in den Deckungsbereich 
der Sicherung fällt, so scheitert der Erwerb eines 
Absonderungsrechts an § 15 KO.

b) Eine Bank handelt grundsätzlich rechtsmißbräuchlich, 
wenn sie in Kenntnis der wirtschaftlich schlechten 
Lage ihres Bankkunden eine gegen ihn gerichtete For­
derung von einem Dritten erwirbt, um diesem Deckung 
aus einer von ihr nicht voll benötigten Sicherheit 
zu verschaffen.

BGH, Urt. v. 50. Oktober 1974 - VIII ZR 81/73 - OLG München
LG Augsburg
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Der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 30, Oktober 1974 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hai dinger und die 
Richter Br. Hiddemann, Hoffmann, Wolf und Merz

für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des 4. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts München vom 20. Februar 
1973 hinsichtlich der Entscheidung 
über die Widerklage und im Kostenpunkt 
(III und IV des Urteilstenors) abgeän­
dert.

2. Unter Zurückweisung der Berufung der 
Beklagten auch insoweit wird die Wi­
derklage, soweit sie nicht in der Haupt­
sache erledigt ist, abgewiesen.

3. Bie Kosten des Rechtsstreits werden 
der Beklagten auferlegt.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Bie beklagte Bank stand in Geschäftsverbindung 
zu der Firma L e f - D e M H H l  GmbH, deren Konkurs­
verwalter der Kläger ist. Im Juli 1968 bestellte die 
GmbH an ihren Grundstücken zwei Eigentümergrundschul-
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den in Höhe von je 500 000 HM und trat sie im Novem­
ber 1968 zur Sicherung an die Beklagte ab. Am 10.De- 
zember 1968 ließ sich die Beklagte von der GmbH eine 
formularmäßige Erklärung unterschreiben, in der es 
in Bezug auf die Grundschulden heißt:

"Sie (Beklagte) sind berechtigt, sich wegen 
aller Ihrer Forderungen, auch wenn die­
se nicht im unmittelbaren Geschäftsver­
kehr mit uns entstanden, sondern z.B. 
durch Abtretung erworben sind, auf­
grund dieser Grundschuld aus dem Grund­
stück zu befriedigen ..."

Nachdem die GmbH am 29. Juli 1970 wegen Zahlungs­
unfähigkeit das gerichtliche Vergleichsverfahren bean­
tragt hatte, wurde am 6. August 1970 über ihr Vermö­
gen das Konkursverfahren eröffnet. In diesem Verfah­
ren beanspruchte die Beklagte von dem Kläger als Kon­
kursverwalter abgesonderte Befriedigung wegen dreier 
von der GmbH angenommener Wechsel. Sie hatte diese 
Wechsel wie folgt erworben:

1. von der Firma Franz Fi^il^H am 7 * Ju­
li 1970 einen Wechsel über 25 209,93 DM,

2. von der Firma Josef StpHi
a) am 30. Juli 1970 einen Wechsel über 

43 692,15 HM sowie

b) am 11. August 1970 einen Wechsel über 
49 513,09 HM.
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Die Beklagte meldete die Wechselforderungen auch zur 
Kohkurstabeile an; im allgemeinen Prüfungstermin vom
4. Dezember 1970 wurden sie vom Kläger anerkannt* In 
der Folgezeit verkaufte der Kläger den mit den bei­
den Grundschulden belasteten Grundbesitz der Gemein­
schuldnerin und zahlte, da der Käufer eine Ablösung 
der Grundschulden verlangte, die Wechselbeträge an 
di e Beklagte,

Mit der Klage begehrte der Kläger zunächst von 
der Beklagten Auskunft darüber, wann und von wem die­
se die streitigen Wechsel erworben habe. Die Beklagte 
erhob ihrerseits Widerklage mit dem Antrag festzustel­
len, daß dem Kläger kein Anspruch auf Rückzahlung der 
an sie bezahlten Wechselbeträge zustehe. Das Landge­
richt gab mit Urteil vom 1. Juli 1971 dem Auskunfts­
begehren statt und wies die Widerklage als unzulässig 
ab. Gegen dieses Urteil legte die Beklagte Berufung 
ein. Nachdem sie anschließend über den Erwerb der 
streitigen Wechsel die verlangte Auskunft erteilt und 
der Kläger daraufhin anerkannt hatte, daß der Betrag 
von 25 209,93 DM der Beklagten zustehe, erklärten bei­
de Parteien die Widerklage bezüglich dieses Wechsel­
betrages für in der Hauptsache erledigt. Wegen der bei' 
den anderen Wechselbeträge gab das Berufungsgericht 
der Widerklage statt, erklärte auf Antrag des Klägers 
den Rechtsstreit hinsichtlich der Klage für in der 
Hauptsache erledigt und legte dem Kläger 9/13 und der 
Beklagten 4/13 der Kosten des Rechtsstreits auf. Mit 
der.Revision, dessen Zurückweisung die Beklagte be­
antragt, erstrebt der Kläger weiterhin die Abweisung 
des noch rechtshängigen Teiles der Widerklage.
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Entscheldungagründe

I. Es geht im Revisionsrechtszug nur noch um die 
Erage, oh der Kläger befugt ist, die von ihm an die Be­
klagte gezahlten Wechselheträge über 49 513,09 DM und 
43 692,15 DM zur Masse zurückzuverlangen. Das ist der 
Eall. Soweit das Berufungsgericht seine gegenteilige 
Ansicht in erster Linie damit begründet, für eine kon- 
kursrechtliche Anfechtung gemäß §§ 29 ff KO sei schon 
im Hinblick auf die Rechtskraftwirkung des Tabellenver­
merks (§ 145 Abs. 2 KO) und den Ablauf der einjährigen 
Anfechtungsfrist (§41 Abs. 1 KO) kein Raum, erweisen 
sich die Ausführungen als von Rechtsfehlern beein­
flußt und schöpfen den Sachverhalt nicht aus.

1. Die Wechselforderung von 49 513,09 DM hat die 
Beklagte von der Eirma erst am 11. August 1970,
also nach Konkurseröffnung erworben. Aus diesem Grun­
de stand ihr ein Absonderungsrecht schpn gemäß § 15 KO 
nicht zu.

a) Nach dieser Vorschrift können an den zur Kon­
kursmasse gehörigen Gegenständen Rechte - und dazu 
gehört auch die Befugnis zur abgesonderten Befriedi­
gung (§ 4 KO) - nach Konkurseröffnung auch dann nicht 
mehr mit Wirksamkeit gegenüber den Konkursgläubigern 
erworben werden, wenn der Erwerb nicht auf einer 
Rechtshandlung des Gemeinschuldners beruht. Die Be­
stimmung will - ebenso wie die §§ 6, 7 und 14 KO sowie 
die sie ergänzende Regelung über die konkursrechtliche 
Anfechtung (§§ 29 ff KO) - im Interesse einer gleich­
mäßigen Befriedigung aller Konkursgläubiger eine Min­
derung der Konkursmasse nach Eröffnung des Verfahrens
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verhindern. Ein Rechtserwerb zu Lasten der Masse ohne 
Mitwirkung des Konkursverwalters (§6 Abs, 2 KO) ist 
daher - von den in § 7 Abs. 1 Satz 2 und § 15 Satz 2 KO 
im Interesse der Verkehrssicherheit zugelassenen, hier 
nicht interessierenden Ausnahmen abgesehen - nur dann 
rechtswirksam, wenn sich der g e s a m t e  Erwerbs- 
tatbestand, bei mehraktigen also auch der letzte Teil, 
vor Konkurs vollendet hat (Jaeger/Lent, KO, 8.Aufl.
§ 15 Rdn 8 und 13; Böhle~Stams©bräder,KO, 10. Aufl.
§ 15 Anm. 4).

b) Daran fehlt es hier. Die GmbH hatte aller­
dings bereits im November 1968 der Beklagten zwei Si­
cherungsgrundschulden abgetreten und durch ihre Erklä­
rung vom 10. Dezember 1968 auch künftige, von der Be­
klagten erst durch Abtretung zu erwerbende Forderun­
gen dieser Sicherung unterstellt. Wie der Senat in 
seinem gegenüber denselben Prozeßparteien.ergangenen 
Urteil vom 25. September 1972 (BGHZ 59 > 230) ausge­
führt hat, begründeten diese Sicherungsgrundschulden 
für die Beklagte das Recht, sich wegen ihrer Forderun­
gen gegen den späteren Gemeinschuldner abgesondert zu 
befriedigen (§ 4 KO); für die e i n z e l n e  For­
derung erwarb jedoch die Beklagte dieses Absonderungs­
recht erst in dem Zeitpunkt, in dem die Forderung in 
ihrer Person entstand bzw. ihr durch Abtretung zu­
wuchs (BGH aaO S. 233). Da die Abtretung der hier 
streitigen Wechselforderung erst am 11. August 1970 
erfolgte und der Firma S t ^ B  als Zedentin unstrei­
tig ein e i g e n e s  Absonderungsrecht nicht zu- 
stand, der Konkurs aber bereits am 6. August 1970 er­
öffnet wurde, konnte mithin die Beklagte einen An-



spruch auf abgesonderte Befriedigung nicht mehr mit Wirk 
samkeit gegenüber den Konkursgläubigern erwerben 
(§ 15 KO).

c) Der Umstand, daß die Wechselforderung nach An­
erkennung durch den Kläger in die Konkurstabelle einge­
tragen war, steht dem nicht entgegen; denn das hier al­
lein streitige Absonderungsrecht nahm, auch wenn es in 
die Tabelle aufgenommen sein sollte, an der nur die 
Forderung selbst erfassenden Rechtskraftwirkung des 
Tabelleneintrages (§ 145 Abs. 2 KO) nicht teil (RGZ 55, 
159; Jaeger/Lent, aaO § 4 Anm. 8; Mentzel/Kuhn, KO
7- Aufl. § 145 Anm. 3 und 11; Böhle-Stamschräder, aaO 
§ 4 Anm. 3 und § 145 Anm. 3).

d) Die Beklagte hatte mithin auf die volle Wech- 
selsumme, die ihr der Kläger zur Erfüllung eines ver­
meintlichen Absonderungsanspruches gezahlt hat, keinen 
Anspruch; sie konnte vielmehr nur die ihr zustehende 
Konkursquote verlangen. La die in der vorzugsweisen 
Befriedigung liegende Handlung des klagenden Konkurs­
verwalters mit dem Konkurszweck schlechthin nicht zu 
vereinbaren und damit - weil gesetzwidrig - durch das 
Verfügungsrecht des § 6 Abs. 2 KO nicht gedeckt war, 
ist die Beklagte gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB zur 
Rückzahlung aus ungerechtfertigter Bereicherung ver­
pflichtet (RGZ 23, 54; 53, 190; 57, 195? BGH Urteil 
vom 8. Dezember 1954 - VI ZR 189/53 - LM KO § 6 Hr.3
= WM 1955, 312 sowie Urteil vom 11. Oktober 1967 
- I b ZR 144/65 = WM 1968, 247; Jaeger/Lent, aaO § 6 
Anm. 25; Mentzel/Kuhn, aaO § 6 Anm. 37 f; Böhle-Stam­
schräder, aaO § 6 Anm. 7). Die Rückzahlungspflicht
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geht dabei auf den vollen Betrag; Befriedigung für die 
ihr zustehende Konkursforderung kann die Beklagte 
nicht hier, sondern nur im Nachtragsverteilungsver­
fahren verlangen, in dem der Kläger zunächst die be­
richtigte und damit auch auf die Beklagte entfallende 
Quote festzustellen hat (§§ 166 Abs. 1, 167 KO; RGZ 61, 
259, 263).

2. Auch zur Rückzahlung des Wechselbetrages über 
43 692,15 DM ist die Beklagte unter dem Ge sichtspunkt 
der ungerechtfertigten Bereicherung verpflichtet.

a) Die Parteien haben bereits in dem früheren 
Rechtsstreit Uber die Berechtigung der Beklagten ge­
stritten, sich wegen anderer, ihr von ihren Kunden am 
22./23. Juli 1970 abgetretener Forderungen gegen die 
GmbH aus den beiden Grundschulden zu befriedigen. In 
seinem Urteil vom 25. September 1972 (BGHZ 59, 230) 
hat der Senat ausgeführt, daß der Erwerb eines Abson­
derungsrechts durch die Beklagte gemäß § 30 Nr. 2 KO 
anfechtbar gewesen sei, weil ein Recht der Beklagten 
auf abgesonderte Befriedigung erst mit der Forderungs- 
abtretung - also während der kritischen Zeit vor Kon­
kurseröffnung - entstanden sei (aaO S. 235). Entspre­
chendes gilt im vorliegenden Fall.

Der Kläger hatte jedoch die Jahresfrist für die 
Konkursanfechtung (§ 41 Abs. 1 KO) bereits versäumt, 
als er die Anfechtung erstmalig mit Schriftsatz vom 
26. Oktober 1971 (GA Bl. 87) geltend machte und sich 
in der mündlichen Verhandlung vom 7. Dezember 1971 
(GA Bl. 102) auf sie berief. Weder die Klageerhebung 
auf Auskunftserteilung über die näheren Umstände bei
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Erwerb der Wechsel noch der - auf andere Gründe, näm­
lich das fehlende Rechtsschutzinteresse gestützte - 
Antrag des Klägers auf Abweisung der negativen Pest- 
stellungswiderklage (vgl. dazu Jaeger/lent aaO § 41 
Anm. 6) waren geeignet, die Anfechtungsfrist zu wah­
ren. Ob gleichwohl der Kläger gemäß § 813 BGB den von 
ihm zur Erfüllung eines anfechtbar erworbenen Abson­
derungsanspruchs geleisteten Betrag auch noch nach Ab­
lauf der Anfechtungsfrist von der Beklagten zurückfor­
dern kann, weil diesem Anspruch im Zeitpunkt der Lei­
stung die dauernde Einrede des § 41 Abs. 2 KO entgegen­
stand, oder ob - wie etwa bei der Einrede des § 478 
BGB (RGZ 144, 95) - die Vorschriften der Konkursord­
nung insoweit eine Sonderregelung enthalten, als nach 
Ablauf der Jahresfrist (§ 41 Abs. 1 KO) im Interesse 
der Rechtssicherheit und des- Rechtsfriedens eine a n ­
g r i f f s w e i s e  Geltendmachung des Anfechtungs­
rechts auch in Eorm eines Bereicherungsanspruchs 
schlechthin ausgeschlossen ist (vgl. dazu das Senats­
urteil BGHZ 59, 353), bedarf hier keiner abschließen­
den Prüfung und Entscheidung. Es erübrigt sich auch ein 
Eingehen auf die Präge, ob der Beklagten nicht eine Be­
rufung auf den Ablauf der Anfechtungsfrist auch deswe­
gen als rechtsmißbräuchlich verwehrt wäre, weil sie 
die rechtzeitig vor Ablauf der Anfechtungsfrist ver­
langte und von ihr geschuldete Auskunft über den Zeit­
punkt des Wechselerwerbs erst nach ihrer erstinstanz­
lichen Verurteilung und damit nach Pristablauf erteilt 
hat. Denn jedenfalls stand der Berufung der Beklagten 
auf die Erklärung vom 10* Dezember 1968 der Einwand 
der unzulässigen Recht sau sübung (§ 242 BGB) entgegen*
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b) Der Bundesgerichtshof hat bereits in seinem 
Urteil vom 24. April 1958 (II ZR 94/57 = WM 1958, 722) 
ausgeführt, daß die Berufung einer Bank auf eine in ih­
ren Geschäftsbedingungen enthaltene Klausel, nach der 
die ihr bestellten Sicherheiten auch für künftig im 
Wege der Abtretung erworbene Forderungen haften, dann 
rechtsmißbräuchlich sein kann, wenn diese Forderungen 
nicht im Rahmen von Kreditgewährungen in banküblicher 
Weise erworben werden, sondern wenn die Bank sich die­
se Forderungen gegen einen in Schwierigkeiten gerate­
nen Schuldner abtreten läßt, um sie unter die Deckung 
der von ihr nicht voll in Anspruch genommenen Sicher­
heiten zu bringen und damit ihren Kunden ungerechtfer­
tigte Vorteile zukommen zu lassen. Eine solche Ver­
haltensweise ist - unbeschadet der insoweit aufgewor­
fenen konkursrechtlichen Fragen - mit den zwischen 
Bank und Bankkunden bestehenden, auf einem Vertrauens­
verhältnis beruhenden Rechtsbeziehungen und dem 
schutzwürdigen Interesse des späteren Gemeinschuldners 
an einer möglichst gleichmäßigen und weitgehenden Be­
friedigung seiner Gläubiger schlechthin nicht zu ver­
einbaren.

Im vorliegenden Fall gilt nichts anderes. Die be­
klagte Bank - das ist zwischen den Parteien unstrei­
tig - wußte bei Hereinnahme des Wechsels am 30. Juli 
1970 zumindest, daß sich die spätere Gemeinschuld­
nerin in erheblichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
befand. Ob ihr auch der am Tage .zuvor gestellte An­
trag auf Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsver­
fahrens bekannt war, mag dahingestellt bleiben. Je­
denfalls hat die Beklagte in ihrem Schriftsatz vom
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2. November 1972 (GA Bi. 119) - wenn auch in anderem 
Zusammenhang - ausdrücklich bestätigt, daß sie ihrer­
seits die Firma S I B B  auf die Möglichkeit hingewie­
sen habe, deren Forderungen "in Schutz zu nehmen", 
sie also durch Abtretung unter die grundschuldmäßi­
ge Sicherung zu stellen. Daß die Beklagte ein konkre­
tes schutzwürdiges e i g e n e s  Interesse gerade 
an der Hereinnahme dieses Wechsels hatte, läßt ihr 
Sachvortrag nicht erkennen. Der bloße Hinweis, sie 
sei allgemein daran interessiert gewesen, daß ihre 
Bankkunden und Kreditnehmer nicht in den Zusammenbruch 
der späteren Gemeinschuldnerin hineingezogen würden 
(GA Bl. 29), reicht insoweit nicht aus. Daß ihr selbst 
bei einem Konkurs der Firma Verlu­
ste deswegen gedroht hätten, weil ihr an die Firma 
S t B B  gewährter Kredit nicht hinreichend abgesichert 
war - und das allein könnte die Berufung der Beklag­
ten auf die Erklärung vom 10. Dezember 1968 im vorlie­
genden Fall gerechtfertigt erscheinen lassen hat 
sie nicht behauptet.

Da dem Kläger somit, als er in Unkenntnis des 
Zeitpunkts des Wechselerwerbs die Wechselforderung 
der Beklagten voll erfüllte, gegenüber dieser der Ein­
wand der unzulässigen Rechtsausübung ;(§ 242 BGB) zu­
gestanden hätte, kann er gemäß §§ 812 bzw. 813 BGB von 
der Beklagten die Rückzahlung des Geleisteten ver­
langen (vgl. dazu BGH Urteil vom 15* Januar 1954 
- V ZR 165/52 ^ LM BGB § 242 (Cd) Nr. 19 a.E.).
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II. Die mit dem noch anhängigen Teil der Wider­
klage geltend gemachten Feststellungsansprüche sind 
somit unbegründet. Da der Rechtsstreit zur Entschei­
dung reif ist, konnte der Senat in der Sache selbst 
entscheiden . Dabei waren die Kosten des Rechts­
streits, da beide Parteien die Kostenentscheidung im 
übrigen nicht angreifen, auch insoweit - und damit 
insgesamt - der Beklagten aufzuerlegen (§§ 91 > 91 a ZPO).

Dr. Hai dinger Dr.Hiddemann Hoffmann

Wolf Merz
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